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Zweite 


Beilage zu Nr. 


151 des Bremer Handelsblattes. 


Die deutſche Auswanderung nach Braſilien. 
(Zweiter Artikel.) 


Die Geſammtausgaben Braſtliens laſſen ſich unter folgende ſechs Haupt⸗ 
rubriken zuſammenfaſſen: 


1. Staatsminiſ terium 8,655,264 Fr. 70 C 
2. Juſtizminiſteriſm „„ 4,630,504 „ 67 „ 
3. Miniſterium der auswärt. Angelegenheit 1,616,882 „ 35 „ 
4. Marineminiſteriuůů mn. 10,133,519 „ 9 
5. Kriegsminiſteriu mmm 17,068,554 „ 38 „ 
6. Finanzminiſter iu. 28,827,144 „ 10 „ 


was zuſammen 70,931,869 Fr. 29 C. ergiebt. Hiezu ſind noch die Bud⸗ 
gets der 18 Provinzen mit 15,419,378 Fr. 66 C. zu ſchlagen, ſo daß die 
Totalſumme ſich auf 86,351,247 Fr. 95 C. erhebt. Uebertrieben hoch kann 
man im Verhältniß zu den europäiſchen Budgets dieſe Summe durchaus 
nicht nennen; in dem conſtitutionellen und ſparſamen Belgien z. B., das an 
Flächenausdehnung kaum den dreihundertſten Theil und an Bevölkerung nur 
% Braſiliens umfaßt, erhebt ſich allein das Staats budget auf 120—130 
Mill. Fr. jährlich. Wenigſtens wird alſo in Braſilien nicht, wie in manchem 
alten europ. Staat, die Bevölkerung durch die Steuerlaſt erdrückt und hier ⸗ 
durch an gedeihlicher Entwicklung gehemmt. 

Indeß macht es ſchon in vorſtehender Ueberſicht einen unangenehmen 
Eindruck, wenn man ſieht, daß das Kriegsminiſterium allein nahezu ½ der 
geſammten Staatsausgaben abſorbirt. In einem jungen Staat der fort⸗ 
während nach Einwanderern ſeufzt und dadurch geſtehet, daß es ihm an 
Armen und Kräften mangelt, iſt die ſtehende Armee ein viel größeres Uebel 
als in Europa, wo fie mancherſeits als ein Abzugs kanal für einen über⸗ 
flüſſigen und beſchäftigungsloſen Theil ber Bevölkerung betrachtet wird. 
Erfährt man dann, daß gegen die 17 Millionen, welche die Armee ver⸗ 
ſchlingt, auf öffentlichen Unterricht nur 733,870 Fr. 59 C. und auf öffent⸗ 
liche Arbeiten nur 741,176 Fr. 47 C. verwendet werden, ſo fällt es nicht 
ſchwer, die unerquicklichen Zuſtände Braſiliens zu begreifen. Dabei iſt je⸗ 
doch die Armee keineswegs ſo ſtark, als man nach dem Budget vermuthen 
würde; ſie erhebt ſich im Krieg auf 20,000 und im Frieden nur auf 15,000 
Mann, wozu noch 2000 Mann Nationalgarde und 650 Mann Gensdar⸗ 
merie zu zählen ſind. Das Drückende und Koſtſpielige der Armee liegt 
daher nicht in ihrer Zahl, aber in der Art, wie ſie rekrutirt wird und auf 
die wir im nächſten Artikel zurückkommen. Seit einem Jahrzehnt über⸗ 
ſteigen die wirklichen Ausgaben des Kriegsminiſteriums den Voranſchlag all⸗ 
jährlich um 2—5 Mill. Fr. 

Die Marine ſollte für Braſilien größere Wichtigkeit haben als die 
Armee, da erſtere allein im Stande iſt, ſeine weitgedehnten Küſten zu ver⸗ 
theidigen, den Verkehr im Innern des Landes und mit Europa zu unter⸗ 
halten. Doch iſt fie zur Zeit des Unabhängigkeitskampfes ganz verfallen 
und erſt ſeit 1831 wieder ein wenig hergeſtellt worden. Sie zählt 38 be⸗ 
waffnete Schiffe mit 356 Feuerſchlünden und 2933 Mann. Die drückende 
und willkührliche Art der Rekrutirung, wie die Ueberfüllung der Cadres 
wirkt dem Gedeihen der Marine eben ſo ſtörend entgegen als ſie den Be⸗ 
ſtand der Armee drückend macht. Unter dieſem Verhaltniſſen kann natür⸗ 
lich auch die Handelsmarine nicht gedeihen und ihr Antheil an der ziemlich 
beſchränkten, geſammten Schifffahrtsthätigkeit in den braſiliſchen Häfen er⸗ 
hebt ſich kaum auf 10 0%. 

Von dem hohen Budget des Finanzminiſteriums, welches / des ge⸗ 
ſammten Staatsbudgets abſorbirt, fallen über ½ auf die Nationalſchuld, 
d. h. auf die Intereſſenzahlung, da die Amortiſirung, welche das Geſetz v. 
15, November 1827 angeordnet hatte, durch das Geſctz v. 23. Oct. 1839 
wieder eingeſtellt wurde. Die conſolidirte Nationalſchuld theilt ſich in eine 
äußere (im Auslande contrahirte) und innere; erſtere im Betrag von 
161,6 17,647 Fr. 6 C, letztere von 147,058,823 Fr. 53 C. hierzu kommt 
eine Schuld des Staats an die Waiſenkaſſe von nahezu 3 Millionen, eine 
ſchwebende Schuld von mehr als 20 Mill. und unverzinsliches Papiergeld 
für mehr als 132 Mill. Fr. Im Ganzen dürfte ſich alſo die Staats⸗ 
ſchuld auf 465 Mill. Fr. belaufen. An ſich ſchon bedeutend, wurde die 
Schuld noch faſt ganz in unfruchtbringender Weiſe verwendet, fo daß nur 
geringe Ausſicht vorhanden, daß Braſilien ſie ſobald werde zurückzahlen 
können, während es andrerſeits erſt jetzt eines neuen bedeutenden Kredits ber 
dürfte, um die Friedenswerke zu unternehmen, welche ihm zu ſeiner Be⸗ 
feſtigung und Entwicklung unerläßlich ind. 0 

Die Budgets des Staats- und Juſtizminiſteriums müſſen wir, der 
Raumbeſchränkung halber, ohne nähere Bemerkung übergehen. Nur be⸗ 
züglich des Miniſteriums der auswärtigen Angelegenheiten wollen wir her⸗ 
vorheben, daß die Beſoldung des auswärtigen diplomat. Perſonals 459,117 
Fr. 65 C. beanſprucht. Doch unterhält Braſilien keine eigentlichen Ge⸗ 
fandtſchaften, ſondern nur bevollmächtigte Miniſter (8), Minifterrefidenten 
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(2), Geſchäftsträger (9) und Generalconſuln (9). Außerdem werden die 
braſiliſchen Intereſſen im Auslande durch 157, nur zum geringſten Thei 
vom Staat beſoldete Agenten vertreten, worunter 24 Generalconſuln, 2 Con. 
ſuln und 131 Viceconſuln. Unter den von der Regierung unterhaltenen 
Legationen und Conſulaten fallen 12 auf Europa und finden ſich dieſelben 
in England, Frankreich, Portugal, Oeſterreich, Sicilien, andere ital. Staa⸗ 
ten, Preußen, Rußland, Spanien, Belgien und Holland, Schweden und 
Dänemark, Hannover und die Hanſeſtädte; der Reſt vertheilt ſich auf Nord⸗ 
amerika und die ſüdamerikaniſchen Republiken. 

Fragt man nun nach den Einnahmen Braſiliens, fo tritt als frappan⸗ 
teſte Thatſache hervor: daß es über %, des geſammten Staatseinkommens 
aus den Zöllen zieht, die zu einem mittlen Staatseinkommen von 73,500,000 
Fr. an 60,000,000 Fr. liefern. Der Einfuhrzoll giebt hiezu an 45 Mill. 
bei einem geſammten Einfuhrswerth von nur 170 Mill. Fr., ſo daß im 
Durchſchnitt die Einfuhr mit wenigſtens 25 % des Werthes verzollt iſt. 
Trotzdem bleibt im Durchſchnitt die Ausfuhr um 20—25 Mill. Fr. hinter 
der Einfuhr zurück, was namentlich daher rührt, daß Braſilien ſelbſt eine 
bedeutende Anzahl von Naturproducten und Nohſtoffen, die es in Ueberfluß 
erzeugen könnte, vom Auslande verlangt. Eine freiere Einfuhr würde durch 
den Abſatz den ſie im Umtauſch den heimiſchen Erzeugniſſen ſicherte, die 
Production mehren und mit ihr auch die Ausfuhr und den allgemeinen 
Wohlſtand ſteigern. Die Regierunng ſcheint jedoch in dem eigenthümlichen 
Irrthum befangen, daß der Einfuhrszoll von den „Fremden“ gezahlt werde, 
ſomit dieſe Steuerart dem Lande am wenigſten läſtig falle. Denn nur ſo 
erklärt es ſich, daß fie ſich immer mehr in die hohen Zölle verrennt. 

Der Vertrag vom 19. Febr. 1810 hatte wenigſtens den eng liſchen 
Waaren Vergünſtigung eingeräumt: im Durchſchnitt nicht über 15% des 
Werthes zu verzollen. Kaum war Braſtliens Unabhängigkeit ausgeſprochen 
und anerkannt, als es die von Johann VI. blos an England gewährten Be⸗ 
günſtigungen auch auf andere Nationen ausdehnte, ſo z. B. durch Vertrag 
vom 8. Januar 1826 auf Frankreich, 26. April 1828 auf Dänemark, 
16. Juni 1828 auf Oeſterreich, 12. Dechr. 1828 auf die Ver. Staaten 
von Nordamerika, 20. Decbr. 1828 auf Holland und 22. Sept. 1834 auf 
Belgien. Das fortwährend ſteigende Staatsdeficit und ein vermeintliches 
Protectionsbedürfniß für die heimiſche Erzeugung ließen jedoch die Regierung 
bald von dieſem Vertragswege abkommen, welcher immerhin die Handelsfrei⸗ 
heit wenigſtens anbahn en konnte. Die allmälig ablaufenden Verträge 
wurden nicht erneuet; am 11. November 1844 war die Regierung durch 
Erlöſchen des engliſchen Vertrages wieder in den vollen Beſitz ihrer Freiheit 
eingetreten, die ſie dazu benützte, um den Tarif vom 12. Auguſt 1844 ins 
Leben treten zu laſſen, welcher Zölle von 2— 60 % des Werthes feſtſetzte. 
Wir wiſſen nicht, ob dieſe Zollreform das Staatseinkommen geſteigert und 
reſp. das Deficit verringerte; dann hätte ſie wenigſtens einem ihrer beiden 
Zwecke genügt. Daß ſie den anderen Zweck: den der Protection, nicht er⸗ 
reichte, ſcheint gewiß; denn von 1846/47 zu 185/52 iſt die Einfuhr von 
55,740,019 auf 91,442,191, die Ausfuhr nur von 52,449,452 auf 
66,587,256 Milreis geſtiegen. Die Einfuhr hat ſonach in ſechs Jahren um 
35,702,172, die Ausfuhr nur um 14,137,804 Milreis zugenommen und die 
Differenz zwiſchen Ein⸗ und Ausfuhr iſt zu Gunſten der erſteren von 
3,290,567 auf 24,854,935 Milreis geſtiegen. 

Die Daten für 1851/52 entlehnten wir den von Hübners ſtatiſt. Cen⸗ 
tralarchiv in Nr. 118 des Handelsblattes mitgetheilten Documenten. Die 
ſtatiſtiſchen Daten des uns vorliegenden Werkes, welches die allge⸗ 
meinen Zuſtände ſo ziemlich bis auf die Neuzeit herab verfolgt, reichen 
ſelten über die Jahre 1846/47 hinab. Deshalb mögen wir ihm auch nicht 
in den, übrigens ſehr reichen und intereſſanten Einzelnheiten folgen, die es 
über Braſiliens Handelsverkehr mit den verſchiedenen europ. und amerik. 
Ländern giebt; um fo weniger, als die Darſtellung der braſil. Handelsver⸗ 
hältniſſe nicht der eigentliche Zweck dieſes Aufſatzes iſt. Wir bemerken nur 
daß England und feine Colonien mehr als die Hälfte, Frankreich, Nord⸗ 
amerika und Portugal ½ der geſammten Einfuhr liefern, deren geringer 
Neft ſich dann auf 20 andere, europ. und amerik. Staaten, vertheilt. Von 
der Ausfuhr abſorbirt England 8, die Hanſeſtädte /, Portugal, Oeſter⸗ 
reich und Frankreich 8, während das reſtirende 2/, ſich auf 15 andere 
Staaten vertheilt. Die geſammte Handelsſchifffahrt beſchäftigt im Durch⸗ 
ſchnitt jährlich 3649 Schiffe, mit 984,834 Tonnengehalt, wovon auf Eu⸗ 
ropa 1788 Sch. von 529,793 T., auf Amerika 962 Sch. von 240,782 T., 
andere Länder 541 Sch. von 155,440 T. fallen, fo daß für Braſilien felbft 
nur 368 Sch. von 58,819 T. übrig bleiben, was für ein Reich von ciner 
fo ungeheuren Küſtenausdehnung wie Braſilien (36 6) und das feinen inter⸗ 
nalionalen Handel nur zur See betreiben kann, jedenfalls unbedeutend ge⸗ 
nannt werden muß und vollkommen beſtätigt, was wir oben über den trau⸗ 
rigen Stand der Marine bemerkt. 

Die anderen Poſten des Einnahmebudgets ſind natürlich, nachdem der 


Zoll über %, deffelben deckt, nicht von großer Wichtigkeit. Die bedeutendſten 
derſelben ſind: Enregiſtrement mit 4,101,294, Staatsdomänen mit 2,338,147, 
Grundſteuer mit 1,473,530 und Patentſteuer mit 1,186,177 Fr. Schlägt 
man hiezu die Provinzialbudgets mit 15,419,379 Fr., fo erheben ſich die 
geſammten Einnahmen auf 88,948,790 Fr. 41 C. gegenüber dem Ausgabe ⸗ 
budget von 80,351,247 Fr. 98 C., ein Ueberſchuß, der ſich jedoch nur in 
den miniſteriellen Voranſchlägen findet, in Wirklichkeit aber alljährlich einem 
Deficit von mehreren Millionen Platz macht, das durch Supplementarcredite 
gedeckt wird. 

Inwieweit alfo das braſiliſche Budget wirklich die dortigen Zuflände 
abſpiegelt, ſcheinen dieſe eben nicht ſehr glänzend zu ſein; in keinem Falle ſo 
verlockend und beneidenswerth, daß bloß der Wunſch, ihrer Segnungen theil⸗ 
haftig zu werden, die Schritte des europ. Auswanderers nach Brafılien len⸗ 
ken ſollte. Sehen wir jetzt, wie es ſpeziell mit jenen Verhältniſſen flchet, 
welche — von aller Politik abgeſehen — jeden Einwanderer unmittelbar 
intereſſiren. 


Die preußiſche Seehandlungsſocietät 
(Eingefandt.) 
war in No. 135 dieſer Blätter Gegenſtaud einer Beſprechung, die ſich hinreichend 
durch den Schluß charakteriſirt, wie vorausſichtlich in Folge eines Wechſels in 
der Leitung der Seehandlung „die Wirkſamkeit des Initituts auf das nützlichſte 
Maaß zurückgeführt würde, auf die Liquidation eines ruhmloſen Daſeins.“ 

Offen geſtanden ſcheinen uns aber die für eine ſo weit greifende Anſicht 
heigebrachten Gründe keineswegs ausreichend noch zutreffend, ganz erhebliche 
Bedenken laſſen ſich dagegen vorbringen, ſobald man nur für alle und nicht 
lediglich für einzelne hier in Frage kommende Verhältniſſe ein Gedächtniß hat. 

So geht der Verfaſſer jener Kritik, Behufs Rechtfertigung ſeines lamenti⸗ 
renden Tadels in dem characteriſtiſchen Schlußſatze, auf die Gründung des In⸗ 
ſtituts zurück und hat allerdings Recht, es als ein Product der Monopoliſirungs⸗ 
ſucht zu bezeichnen; indeß iſt es doch mehr als gewagt, aus dieſer Entſtehun 
gleichſam ein Odium für deſſen Gegenwart herzuleiten, zu dem erſichtlichen Zwe 
bedeutfame Schlaglichter auf deſſen künftige Leitung zu werfen. Die Idee des 
Monopols, als einer glänzenden und einträglichen Finanzquelle für den Staat, 
beherrſchte eine Periode hindurch nicht nur einzelne Köpfe, ſondern war gewiſſer⸗ 
maßen ein nationglöconomiſches Dogma, welches die genialſten Menſchen gefan⸗ 

en hielt, und auf welches eine Unzahl commercieller, induſtrieller und financieller 
Projecte des vorigen Jahrhunderts baſirt. Die Seehandlung hatte denn aber 
doch auch ganz entſchieden eine zweite und zwar die hauptſachlichſte Beſtimmung 
von dem „großen Friedrich“ erhalten, namentlich den Abſatz preußiſcher Leinen 
nach Spanten und über dort nach Amerika zu fördern, überhaupt für Preußen 
eine directe transatlantiſche Ein⸗ wie Ausfuhr und eine dieſem Zweck entſprechende 
Rhederei ins Leben zu rufen. Und wie weit es einer ſpateren Zeit gelang, im 
Geiſte des großen Friedrich deſſen Plan in dieſer Hinſicht zu verwirklichen, da⸗ 
für geben ein unumſtößliches Zeugniß die glänzenden Reſultate der desfalſigen 
Thätigkeit der Seehandlung unter Leitung des berſtorbenen Rother“). N 

Es iſt ganz wahr, daß von 1772 bis 1805 fo gut wie keine an die Grün: 
dung der Seehaudlung geknüpfte Erwartung ſich realiſirte, das Monopol keinen 
Nutzen abwarf; dafür findet ſich die natürliche Erklärung allerdings in deſſen 
innerer Verkehrtheit, aber der Verfaſſer jener Kritik kann ſelbſt nicht umhin, 
die Unfalle des Inſtituts während vieler Jahre der gedachten Periode „den po⸗ 
litiſchen Verhaltniſſen zuzuschreiben, und hätte er noch bezüglich der erſten 
Jahre hinzugefügt „der Unerfahrenheit in den Geſchäften“, fo gab er die rich⸗ 
tigſte und ausreichendſte Löſung der ganzen Erſcheinung. Dagegen läßt er die 
Operationen der Seehandlung mißglücken, lediglich, „weil der Staat Handel 
trieb.“ Lauteten dieſe Worte „weil er ohne Kenntniß der Geſchäfte Handel 
trieb, *) fo hätten fie ihre volle Geltung, die ihnen in der erſteren Allgemein⸗ 
heit abgeht. 

Denn daß unter Umſtänden der Staat mit großem Erfolge theils unmittel⸗ 
bar, theils als Partner ſich als Geſchäftsmann geriren kann, zeigen z. B. deut⸗ 
lich die holländiſche Maatſchappy, die engliſch⸗oſtindiſche Compagnie, die kräf⸗ 
tig blühende, weit ausgedehnt verzweigte Nordamerikaniſche Pelz⸗ und die rüſtig 
unternehmende Ruſſiſch⸗Amerkkaniſche Handelscompagnie, ſogar die preußiſche 
Seehandlung ſelbſt vor 18487, Und hier find wir an den Punkt gelangt, in 
welchem unſere Anſichten weſentlich von denjenigen abweichen, in denen ſich die 
Kritik in No. 135 bewegt. Wir wollen gar nicht das Wahre in dem Satze 
beſtreiten, der Staat als ſolcher ſolle keine Geſchafte betreiben, dürfe nicht als 


) Von ſolchen glänzenden Reſultaten iſt uns nichts bekannt. Das über⸗ 
ſeeiſche Geſchäft der Seehandlung hat für ſie in der Regel Verluſt gebracht, 
wenn auch ihre Supercargos und Agenten reich bei dieſen Verluſten wurden. 


Der Staat wird ſtets ohne Geſchäftskenntniß Handel treiben. Leute 
mit großer Geſchaftskenntniß machen nicht für den Staat, ſondern für ſich Ge⸗ 
ſchäfte. Die Geſchäftskeuntniß findet auch verſchiedene Anwendung, je nachdem 
ein Mann für ſich oder für den Staat operirt. 


iet) Alle aufgezählten Inſtitute haben nur einen Gewinn abgeworfen, ſo 
lange ſie ein Monopol genoſſen. Nicht daß der Staat Handel trieb, ſondern 
daß er den Handel der Andern verhinderte, war für die Inſtitute der Gewinn. 
Es war der M ßbrauch der Staatsgewalt, der Raub an den Unterthanen, wel⸗ 
cher den Inſtituten zu gut kam. Die engliſch⸗oſtindiſche Compagnie mußte allen 
Handel aufgeben, fobald ſie nicht mehr das Monopol hatte, ſie konnte nicht mit 
Privaten concurriren. Die Handels⸗Maatſchappy hat noch ein Monopol, der 
Ablauf ihrer Geſchäfte iſt erſt abzuwarten. Vorläufig iſt feſtgeſtellt, daß in Folge 
jenes Monopols die holländiſche Regierung auf ihre Producke aus Indien 25 0% 
weniger gewinnt, als ohne jenes Monopol der Fall ſein würde, und daß alle 
Sachkundigen in Niederland ſelbſt die Aufhebung des Inſtitats fordern. Die 
zuſſiſch⸗amerikaniſche Handelscompagnie hat ebenfalls ein Monopol, ohne welches 
wahrſcheinlich die ruſſiſch⸗nordamerikaniſchen Beſitzungen coloniſtrt wären. 
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Concurrent in die induſtrielle und mercantile Thätigkeit eingreifen, ihren 
Kräften nicht ſeine Mittel entgegenſtellen. Ganz recht; aber welcher Staat darf“ 
das nicht oder kann es im öffentlichen Intereſſe unterlaſſen, und welcher hat 
geradezu aus letzterem Grunde eine Verpflichtung dazu? 5 

Ohne uns in eine Discuſſion über die Vorzüge dieſer oder jener politiſchen 
und rechtlichen Staatsorganiſation einzulaſſen, wird man doch zugeſtehen müſſen, 
daß ſie je nach ihrer Verſchiedenheit auch eine abweichende Wirkung auf die 
bürgerliche Thätigkeit der unter ihr lebenden Individuen ausüben muß. Von 
dieſem Geſichtspuncte aus ſind in den Europäiſchen Staaten älterer Organiſation 
die gefellfchaftiichen Zuſtände der Bildung von Vorrechten, man möchte ſagen 
ſtillſchweigenden Monopolen, einzelner wie aſſockürter Privaten günſtiger als 
anderswo, und wenn der Staat meint, hiergegen nicht durchgreifend einſchreiten 
zu können, ſo handelt er doch ganz recht, ja wir ſagen, erfüllt er nur eine Pflicht 
gegen das Gemeinweſen, wenn er ſelbſt als Geſchäftsmann einer übermächtigen 
Prwatſpeculation Conecurrenz macht, namentlich fobald ein allgemeines offent⸗ 
liches Intereſſe in Frage kommt, z. B. gegenüber der einmal exiſtirenden Bör⸗ 
ſenherrſchaft in Finanzfragen. 

Von dieſem Geſichtspuncte ab ſind wir auch kein Gegner der Seehandlung, 
inſofern ſie namentlich die Thätigkeit des Staates an der Börſe vermittelt, der 
Makler der Staatsſchuldenverwaltung if). In jener Kritik heißt es freilich: 
„jeder größere Banquter werde mit Vergnügen bereit fein, ſolche Geſchäfte bez, 
deutend billiger als die Seehandlung zu beſorgen“, die jüngſte Vergangenheit 
bietet indeß höchſt willkommen den eclatanteften Gegenbeweis dieſer Behauptung, 
indem erinnerlich, daß lediglich das Erſcheinen der Seehandlung an der Börſe 
gelegentlich der letzten preußiſchen Anleihe die Rothſchilds (welche auf Veran⸗ 
laffuny des früheren Seehandlungsdirectors, der, wohl bemerkt, früher gleichzeitig 
ihr Agent und Makler, Bloch, nach Berlin zum Zweck von Uebernahmeunter⸗ 
handlungen kamen) aus dem Felde ſchlug, als ſie auf dem beſten Wege waren, 
Preußen die Wucht ihrer Börſenherrſchaft fühlen zu laſſen, aber nichts weniger 
als ihre Dienſte billiger wie die Seehandlung anboten“ ). Dieſe war es, die 
unter Leitung ihres Directors, des Geheimraths Camphaufen, der vom Finanz⸗ 
miniſterium mit dieſer Operation betraut worden, und mit großer Gewandtheit, 
Sicherheit und Umſicht ſie durchführte, Preußen vor dem Rothſchildſchen Ban⸗ 
quierdeſpotismus rettete *). 

Die induſtriene und mercautile Thätigkeit der Seehandlung mag nun frei⸗ 
lich keine ſo glückliche geweſen ſein; aber man wird nicht umhin können, hierbei 
es ſehr hoch in Anſchlag zu bringen, daß der geweſene Director Bloch in viel⸗ 
facher Hinſicht der ſpeciellen Fähigkeiten ermangelte, um die mannigfachen mühe⸗ 
vollen Schöpfungen des Präſidenten Rother in deſſen Geiſte zu verwalten, und 
ſtatt deſſen deren Exinenz preisgab. Wenn außerdem die Seehandlung Verluſte 
erlitt, fo it damit doch noch nicht die Erklärung poſitiv ftihhattig und allein 
richtig, es ſei geſchehen, „weil der Staat dies und jenes trieb,“ vielmehr wird 
in Betracht kommen, daß er ſo gut wie Private Irrthümern unterworfen, dem 
Looſe jedes Geſchäftsmannes exponirt iſt, dem in Unglücksfällen doch Niemand 
nur zum Vorwurf machen wird, daß er Geſchäfte trieb. 

Wir wollen aber z. B. hinſichtlich eines Betriebes der Seehandlung, ihrer 
Rhederei, aus genauer Keuntniß mancher Details an Ort und Stelle bemerken, 
daß er gewiß nicht deßhalb ſo gut wie unterging, weil ſie ihn betrieb. Es 
ſtand vielmehr nichts im Wege, daß dieſe Rhederei zur Stunde ſo gut wie jene 
der Privaten florirte, und in den letzten Jahren den höchſten Gewinn abgeworfen 
hätte, in welchen bekanntlich Schiffe oft ſchon in 2 Neifen ſich freifahren konn⸗ 
ten. Aehnliches läßt ſich auch von einem und dem andern induſtriellen Betriebe 
ſagen, und wurden z. B. die jetzigen Eigener der Fabrik zu Wüſte Giersdorf 
Millionäre, nachdem fie aus Unkenntniß weggegeben worden. Und dieſelbe, keine 
andere Erklärung wird ſich für noch ein und das andere Mißlingen, fir dieſen 
oder jenen Verlust, wenn fie richtig fein ſoll, beibringen laſſen, und durchaus 
falſch iſt die aus der abſoluten Unhaltbarkeit der Staatsaushülfeinduſtrie. Ge⸗ 
gentheils gebührt der Seehandlung in ihrer Eigenfchaft als Staats inſtilut ganz 
allein das Verdienſt, der Landwirthſchaft wie Induſtrie durch Beiſpiel, Vorgang 
und Aushülfe mancher Art, als Vol ſchüſſe, Betheiligung u. f. w., kräftig beige⸗ 
ſtanden zu haben. +) 5 

Die angezogene Kritik meint zwar der Seehaudlung auch noch den Vorwurf 
machen zu komen, ſie habe mit einem Capital von 10%, Millionen Thaler zu 
vieles angegriffen, ihre Kräfte zerſplittert, und keine Sache betrieben, zu der nicht 
auch Privatmittel ausgereicht. Statt aber daraus einen Tadel berzufeiten, ac: 
ceptiren wir dieſe Aeußerung des Verfaſſers, um daraus einige Zweifel an der 
Richtigkeit feines Urtheils herzuleiten. 

Wie können mit Fug, fragen wir, laut dieſer Behauptung Private ſich 
über Beeinträchtigung durch die Capitalmacht der Seehandlung beſchweren, ſobald 
dieſe nichts angriff, was nicht auch ſie bezwingen konnten, wenn ſie dermaßen 
ſich zerſplitterte, um jeder Concurrenz unterworfen zu ſein? Hier gerieth der 
Kritiker in Widerſpruch mit ſich ſeibſt. Wir ziehen dagegen einen ganz anderen 
Schluß zu Gunſten der Seehandlung aus ihrer vielſeitigen Capitalverwendung. 
Als Staatsinſtitut kann fie nie in dem Grade egoiſtiſche Zwecke der Selbſtbe⸗ 


reicherung gleich Privaten und Geſellſchaften haben, das eigentliche Anſammeln 


*) Der Staat ſoll nicht an die Börſe gehen. Die Fondsbörſe iſt ein Spiel⸗ 
haus und es iſt gegen die Würde des Staates, ihn daſelbſt zu finden oder gar 
durch feine Agenten nicht allein feine Capitalmacht, ſondern Lug und Trug an⸗ 
wenden zu ſehen, um die Courſe zu treiben, wenn er Anleihen machen, um ſie 
zu drücken, wenn er für den Schuldentilgungsfond ankaufen will. 


%) Die Sache war einfach die, daß Rothſchilds rechneten und Camp⸗ 
hauſen ſpielte, daß jene rechnen mußten, dieſer ſpielen konnte, weil im Fall 
eines unglücklichen Spieles nicht er, ſondern der Staat den Schaden trug. 


*2#) Dieſe Lobeserhebung für Camphauſen und dieſe Schmähungen gegen 
Bloch und Rothſchild laſſen wir nur ſtehen, weil ſte beitragen, über die Tendenz 
dieſes Aufſatzes aufzuklären, mit welcher wir nicht einverſtanden ſind. 

+) Dieſe Verdienſte ſcheinen ſehr zweifelhaft. Hätte die Seehandlung 
außer ihrem Schwindelgeſchäft an der Börſe irgend ein für ſie vorth ilhaftes 
oder gemeinnütziges Geſchäft aufzuweiſen, fo würden fie ſicherlich ihre Berſchte 
bekannt machen. 


von Vermögen iſt nicht ihre erſte Aufgabe.) Sie wählte daher und wird ſtets 
wählen einen ausgedehnteren Wirkungskreis, ſie iſt weit weniger der Verlockung 
zum Monopoliftven ausgeſetzt, ſteht dem Entſchluſſe viel ferner, jede Concurrenz 
durch Geldmacht zu erdrücken. Aber um ſo weniger läßt ſich der Seehandlung 
nachfagen, ſie habe ſich der Privatſpeculation in den Weg geſtellt, da eben gerade 
Private an die Begründung der von ihr in Deutſchland geſchaffenen Etabliſſe⸗ 
ments bei der Unficherheit eines ſofortigen Gewinnes ſich nicht wagen wollten. 
Von dieſer Seite ließe ſich alſo gegen den Fortbeſtand der Seehandlung 
ſchwerlich etwas einwenden. Freilich heißt es in der Kritik noch, fie ſei 1848 
dem Untergange nahe geweſen, und nur durch namhafte Opfer gerettet. Aber 
es iſt ſehr bedauerlich, daß zur näheren Begründung dieſer Behauptung die nam⸗ 
haften Opfer für dieſe Rettung, unter Leitung des Herrn Bloch, nicht ſpeciell 
genannt wurden. *) Sind darunter etwa die Preiſe verſtanden aus dem Ver⸗ 
Die oft gerügten Fehler der Seehandlung ſind eben nicht in der nackten 


Thatſache begriffen, „daß und weil fie Geſchäfte betreibt,» ſondern fie wird das 
vielmehr zum größten; Segen und Schutz des Landes gegen Privathabſucht thun 
können; fondern man muß den Grund jener Ausſtellung lediglich in der letzten 
Direction ſuchen, welche die eigentlichen Zwecke der Seehandlung aus den Augen 
ließ, und von den durch dieſe vorgeſchriebenen Wegen abirrte. Lenkt ſie, wie das 
bereits geſchehen unter der jetzigen Direction des Geheimrath Eunphauſen, wie⸗ 
derum in die rechte Straße, im Geiſte ihres Gründers, ein, tritt ſie, wie unter 
Rothers Leitung in der Twiſtfrage, ſchutzzöllneriſchen Gelüſten en gegen, fo wün⸗ 
ſchen wir ihr, und hat fie auch hoffentlich, ein noch recht langes Daſein. “) 

Die Literatur des Seehandlungsinſtituts iſt übrigens reich an detailirten 
Belegen für unſere Anſicht, und nennen wir namentlich die Schrift: „Die königl. 
preuß. Seehandlung, von R. Caulet, Leipzig 1851“, welche eine Menge dahin 
zielender Thatſachen enthalt. 


Verlicherungsweſen. 


Seeverſicherung. 

Eine ſolche Berechnung und Vertheilung des Schadens durch Havarie 
groſſe unter den Betheiligten iſt zunächſt ganz unabhängig von dem Ver⸗ 
ſicherungs⸗Vertrag. Dieſe Schaden⸗Berechnung und Vertheilung wird aber, 
wenn eine Seeaſſecuranz ſtattgefunden hat, bei dem Erſatze des dergeſtalt 
ermittelten Schadens des Verſicherten, Seitens des Verſicherers ebenwohl 
zum Grunde gelegt. — H. P. §. 87 S. 1. B VB. B. §. 9. 

Hinſichtlich der Erſatzp'flicht der Havarie groſſe, Seitens des Verſiche⸗ 
rers, ſtellt der Hamburger Plan $ 87 folgende Grundſätze auf: 

Den zufolge vorſtehendermaßen aufgemachter Dispache den Verſicherten 
treffenden Beitrag zur Havarie guoffe erſetzt der Verſicherer, ſoſern nicht etwa 
ſich aus beſondern Bedingungen der Police Anderes ergiebt: 

auf Güter, wenn die Havarie groſſe über 3 % von dem in der Dispache 


formirten Capital beträgt; falls aber Vergütung für beſchädigte Waaren, welche 


hier „frei von Beſchädigung, ausgenommen im Strandungsfall“ verſichert find, 
in Havarie groſſe aufgenommen iſt, und ein Strandungsfall nicht vorliegt, ſo 
iſt der Verſicherer jener Waaren nicht verpflichtet, die in Havarie groſſe aufge⸗ 
nommene Vergütung auf die von ihm ſelbſt verſicherten Waaren zu bezahlen; 

auf das Casco, wenn die Havarie groſſe über 3% von der Taxe in der 
Police beträgt; ergiebt aber der von Sachverſtändigen taxirte Werth des Schiffes 
im beſchädigten Zuſtande, mit Hinzuziehung der in Havarie groſſe vergüteten 
Reparaturkoſten, eine höhere Summe als die Taxe der Police, nur dann wenn 
die Havarie groſſe über 3% von dem alſo formirten Werth beträgt; 

auf die Frachtgelder, wenn die Havarie groſſe über 3% von der Taxe 
in der Police beträgt; ergiebt aber das Manifeft oder die Conoſſemente einen 
höhern Betrag, nur dann wenn die Havarie groſſe über 3% von dem höheren 
Belaufe beträgt. 

Iſt der Verſicherer der Meinung, daß eine Havarie groſſe zum Nachtheile 
des Verſicherten gegen das am Orte der Dispachirung geltende Recht aufge⸗ 
macht ſei, ſo iſt derſelbe zwar dennoch verbunden, dem Verſicherten völlige Zah⸗ 
lung des ihm nach der Dispache treffenden Beitrags zu leiſten, der Verſicherte 
aber verpflichtet, auf Verlangen des Verſicherers, für deſſen Rechnung und auf 
deſſen Koſten die Reclamation zu betreiben. Liefert dagegen der Verſicherer 
den Beweis, daß eine Havarie groſſe zum Vortheil des Verſicherten gegen das 
am Orte der Dispachirung geltende Recht aufgemacht iſt, ſo hat er keine Zah⸗ 
nung zu leiſten, fo weit in Folge folder Unrichtigkeit der Havarie Beitrag, 
deſſen Erſatz der Verſicherte fordert, größer iſt, als er ſein ſollte; bis zu voll⸗ 
ſtändig geführtem Beweiſe der Unrichtigkeit kann jedoch der Verſicherte einſt⸗ 
weilen gerichtliche Depoſition des beſtrittenen Betrages verlangen. 

Ferner H. P. §. 104 S. 3. Nur in auswärtigen Havarie groſſe Dispachen 
kann Koſt⸗ und Monatsgeld aufgenommen werden. 


Grund haben, daß der Skaat ihnen durch Steuern das Geld nimmt, und mit 
dieſem Gelde ihnen die Concurrenz macht, ohne bet dieſer Concurrenz, wie ſie, 
auf den Nutzen ſehen zu müffen. 

e) Die Geheimnißthuerei der Seehandlung verhindert uns, den Beweis an⸗ 
ders zu liefern, als durch den Hinweis auf die Berichte der Kammercommiffionen. 
kaufe der Fabrik zu Wüſte Giersdorf, Moabit und der Seehandlungsſchiffe? 
Und hätte etwa auch die Erdmannsdorfer Anlage geopfert werden müſſen! welches 
um Segen der ganzen Umgegend exiſtirende Etabliſſement glücklicherweiſe durch 

ohen Cabinetsbefehl Sr. Maj. von der Opferung en bloc gerettet wurde Eine 
genaue Erörterung dieſer Thatſachen in der Kritik hätte uns außerordentlich er⸗ 
freut. Angenommen aber auch, die Seehandlung habe in Folge der Zeitereig⸗ 
niſſe 1848 große Verluſte gehabt, fo müffen wir denn doch auch fragen: wie 
viele Privatetabliſſements gingen nicht damals gleichfalls durch von außen her⸗ 
kommende Gründe unter? Daß aber die Verluſte der Seehandlung nicht ſehr 
bedeutend geweſen ſein können, geht aus der Kritik ſelbſt hervor, nach welcher ſie 
ſeitdem den Betrag der Opfer zu ihrer Erhaltung deckte, alſo im Grundprincip 
mehr leiſtete, als wie die meiſten Privatetabliſſements in ähnlicher Lage thaten. 


Die Bremer Verſich.⸗Bed. enthalten über die Erſatzpflicht nachſtehende 
Vorſchriften: 

In ſofern die hieſigen Verſicherungsgeſellſchaften bei einer hier zu reguli⸗ 
renden Havarie groſſe betheiligt find, erkennen fie hinſichtlich der Beitragspflicht 
folgende Grundſätze als für ſie maßgebend an: Es tragen bei: 

a) Die Ladung — zu welcher auch gemünztes und ungemünztes Gold und 
Silber gerechnet wird — nach den im Original zu producirenden Facturen: in 
deren Ermangelung dient als Grundlage der Werthbeſt immung das Connoſſe⸗ 
ment, die Gewichts⸗Nota oder ſonſtige, auch briefliche, Nachweiſung über Quan⸗ 
tität und Qualität, unter Annahme des Werthes nach Analogie anderer Ab- 
ſchiffungen mit demſelben Schiffe oder mit anderen gleichzeitig expedirten Schiffen, 
nöthigenfalls eine ſonſtige möglichſt approximative Subſtitution; nur im äußer⸗ 
ſten Falle würde die Regulirung der Havarie groſſe anſtehen müſſen, bis der 
Abſchiffungswerth nachgewieſen iſt. 

b) das Schiff zu ſeinem Werthe nach erlittenem Unfalle; 

e) die Fracht⸗ und Paſſagegelder mit zwei Drittheilen ihres vollen Belaufes , 
wogegen nach obrigkeitlicher Verordnung etwa zu verſichernde Verwendungs⸗ 
gelder nicht in Berechnung kommen; 

d) aufgeopferte Theile vom Schiffe und von der Ladung zum Erſatzwerthe, 
worunter derjenige zu vergütende Betrag verſtanden wird, für welchen die 
Erſteren, unter gehöriger Kürzung für die bisherige Benutzung, wieder ange⸗ 
ſchafft oder hergeſtellt, und für welchen Letztere mit gehöriger Kürzung gewöhn⸗ 
licher Unkoſten und der ebenfalls zu erſetzenden Fracht, verkauft werden können. 

Ferner B. V. B. §. 14. Die Havarie greſſe muß bei Verſicherung „auf 
Zeit / oder „für mehrere Neifenu für jede Reife beſonders aufgemacht 
werden und der Schaden auf jeder Reiſe muß die feſtgeſetzten Procente betragen 
widrigenfalls von dem Verſicherten keine Vergütung geleiſtet wird. 

Ferner B. V. B. F. 31. Der verſicherte immaginäre Gewinn trägt zur 
Havarie groſſe bei. 

Ferner B. V. B. §. 22 S. 2. Bet der Verſicherung „frei von Kriegs mo⸗ 
leſt wird keine Havarie groſſe vergütet, die aus einen Seewurf oder einer 
ſonſtigen Aufopferung zur Vermeidung dieſer Gefahren, oder zur Befreiung aus 
denſelben hervorgeht. 

Endlich iſt nach dem H. P. 9. 41 und nach den B. V. B. 6. 24 S. 2 
bei Verſicherung für „behaltene oder ſichere Fahrt“ der Verſicherer frei von 
jeder Havarie groſſe. 

Den Ort anlangend, an welchem, und die Behörde, von welcher 
die Aufmachung der Dispache erfolgen muß, beſtimmt der H. P. F. 86: 

Die Havarie groſſe iſt am Beſtimmungsorte des Schiffes, wo die gänzliche 
Entlöſchung deſſelben geſchieht, oder an dem Platze, wo die Dispachirung für 
ſolchen Ort üblich iſt, von den durch Geſetz und Uſanz dazu autoriſirten Per⸗ 
ſonen aufzumachen. Sollte es dort nicht füglich geſchehen können, ſo iſt die 
Dispache hier aufzumachen. Im Fall, daß das Schiff auf ſeiner Reiſe ſtrandet 
oder in einen Hafen einläuft, und nach 88. 54—57 ſeine Reiſe nicht fortſetzen 
und beendigen kann, und Schiff und Ladung getrennt werden, ſo gilt dieſer 
Ort rückſichtluich der Aufmachung der Dispache als Beſtimmungsort. 

0 Die B. V. B. $. 9 beſagen dagegen: Die Compagnien erkennen jede aus⸗ 
wärtige Aufmachung einer Havarie groſſe, bei der ſie betheiligt ſind, als gültig 
an, wenn ſolche am gehörigen Orte von der dazu durch Geſetz oder Uſanz 
authoriſirten Behörde ordnungsgemäß geſchehn iſt, und der Verſicherte demge⸗ 
maß zum Beitrag verbunden war. In der Regel muß eine Havarie groſſe 
Dispache am erreichten Beſtimmungsorte aufgemacht werden; es ſei denn, daß 


*) Wir theilen dieſe Hoffnung und dieſen Wunſch nicht, ſondern beſtätigen di 
in Nr. 135 ausgeſprochene Anſicht, allen Staatshandel, alle Einmischen 807 
Staates in den Handel, vom Chauſſeehaus bis zum Handelsminiſterium liqui⸗ 
diren, das allein iſt wünſchenswerth und nothwendig. 
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der Verſicherer die Aufmachung am Ladeplatze oder an einem andern Orte ge- 
nehmige, welche Genehmigung indeß nicht erforderlich iſt in Fallen, wo Schiff 
und Ladung in Folge einer Strandung oder ſonſtiger Havarie ſich trennen und 
daſelbſt die Aufmachung erfolgt. 

Wenn der Verſicherer in eine Abweichung von dieſer Ordnung nicht einge⸗ 
willigt hat, iſt er berechtigt, ſeiner Erſtattung des Beitrags eine, den hieſigen 
Geſetzen und Uſanzen und dieſen Bedingungen entſprechende, hier vorzunehmende, 
Umarbeitung zum Grunde zu legen. 

Nach den B. V. B. 6. 11 am Schluß fol bei einer in Bremen vorzu⸗ 
nehmenden Taxation ein von den dortigen Seeverſicherungsgeſellſchaften ange⸗ 
ſtellter Beſichtiger oder Agent zugezogen werden. 

Partikular⸗Havarie: Wenden wir uns nunmehr zu einer allge⸗ 
meinen Betrachtung der Partikular-Havarie und der Art und Weiſe 
wie der Schaden bei derſelben überhaupt feſtgeſtellt wird. Partikular⸗ 
Havarie — beſondere Havarie, avarie parliculicre, particular average, 
— iſt, im Gegenſatze zur Havarie groſſe, eine ſolche Beſchädigung 
des Schiffs oder der Ladung, welche durch einen unglücklichen Zufall, 
unfreiwillig, entſtanden iſt, und nicht etwa abſichtlich zur Abwendung 
gemeinſamer Gefahr herbeigeführt wurde, ſammt den deßhalbigen Koften, 

Der H. P. 5. 88 drückt dieſen Begriff fo aus: Havarie particuliere iſt die 
Beſchadigung oder der Schaden, welchen Ladung, Schiff oder Fracht, jedes 
allein und insbeſondere, nicht zur Abwendung gemeinfamer Gefahr, auf der 
verſicherten Reiſe erleiden, nebſt den dadurch herbeigeführten Koſten. 

Im Allgemeinen kann der Grundſatz als feſtſtehend betrachtet werden, 
daß jeder derartige Schaden ſpeciell ermittelt und feſtgeſtellt werden muß, 
daß alſo ein eigentlicher Abandon des Verſicherten Objects — d. h. ein 
gänzliches Ueberlaſſen deſſelben an den Verſicherer gegen Zahlung der ge⸗ 
ſammten Verſicherungsſumme — nicht zuläſſig iſt. 

B. V. B. g. 67. Ein eigentlicher Abandon des verſicherten Gegenſtan⸗ 
des iſt nicht zuläſſig. 

Nach dem H. P. 8. 121, 8. 120 und $. 119 kann der Verſicherer 
nur dann abandonniren, wenn das Schiff verſchollen iſt — ein Fall, der 
ſich ſchon von ſelbſt verſteht — und bei leicht verderblichen Waaren in einem ge · 
ſtrandeten, aufgebrachten oder angehaltenen Schiff, wenn ſolche verdorben 
find oder ſchlecht werden. In anderen Fällen ſteht dem Aſſecurirten nicht 
frei, ein verſichertes Schiff oder Gut zu abandonniren. — H. P. 8. 121. 

Iſt ein Schiff geſtrandet oder mit ſchwerer Havarie in einen Nothhafen 
gekommen, ſo hat der Verſicherte dem Verſicherer zunächſt die Verklarung 
oder einen dieſelbe erſetzenden Auszug aus dem Schiffsjournale ſowie die 
Beſichtigungsdocumente, und bei Cascoverſicherung die, wenn auch nur vor⸗ 
läufige, Taxation der Reparaturkoſten des Schiffes vorzulegen, damit ſich 
der Verſicherer darüber entſcheiden kann, ob er die volle Entſchädigungs⸗ 
ſumme zahlen, oder die zur Erhaltung von Schiff und Gut erforderlichen 
Koſten tragen wolle. — H. P. 8. 114, ©. 1. 

Die Berechnung — Dispache — eines jeden zur Particular⸗Havarie 
gehörigen Schadens zum Zwecke des Erſatzes durch den Verſicherer muß 
an demjenigen Ort aufgemacht werden, wo die Verſicherung abge- 
ſchloſſen wurde, alfo bei den in Hamburg abgeſchloſſenen Verſicherungen 
in Hamburg, bei den in Bremen abgeſchloſſenen Verſicherungen in Bremen. 
— H. P. F. 89. — B. V. B. §. 65. — Die Behörde, welche die 
Berechnung vorzunehmen hat, iſt der ordnungsmäßig beftellte oder anerkannte 
Dispacheur des betreffenden Orts. — H. P. 8. 89. — B. V. B. 8.65. 

Von der eigentlichen Schadensberechnung iſt jedenfalls wohl zu untere 
ſcheiden die Beſchaffung der Beweismittel für die ſtattgehabte Par⸗ 
ticular-Havarie, welche allerdings nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge 
in der Regel auswärts beſchafft werden müſſen. Vergl. B. V. B. §. 61 
und 63. — H. P. F. 102, S. 2. 

Ein Erfap des Schadens für Particular-Havarie Seitens des 
Verſicherers findet überhaupt nur dann ſtatt, wenn der eigentliche Schaden, 
ausſchließlich der Koſten, 3 9% des verſicherten Werthes überſteigt. — 
H. P. F. 90, oder nach den B. V. B. F. 13 mindeſtens 3% der 
Taxe beträgt. Ein Schaden von 3 % wird alſo nach den B. V. B. ſchon 
erſezt, nach dem H. P. aber nicht, weil der Schaden dort 3 % über. 
ſtei gen ſoll. 

Ein Schaden⸗Erſatz für Particular⸗Havarie kann überhaupt nicht vor⸗ 
kommen, wenn die Verſicherung „für behaltene oder ſichere Fahrt“ abge⸗ 
ſchloſſen wurde. — H. P. §. 41 am Schluß. B. V. B. 8. 24, S. 2. 

Fortſetzung folgt.) 


— Berliner Blätter melden: „Faſt alle Lebensverſicherungs⸗ 
Geſellſchaften haben in ihren Statuten die Bedingung aufgenommen, 
daß die Verſicherung null und nichtig ſei und die gezahlten Prämien ver⸗ 
fallen wären, wenn in der von dem Aufzunehmenden abzugebenden Decla⸗ 
ration oder in den von ihm eingereichten augenblicklichen Beſcheinigungen 
über ſeinen Geſundheitszuſtand wahrheitswidrige Angaben 
oder Verſchweigungen ſtattgefunden hatten. Zu einer für das 
Publikum ſehr wichtigen Auslegung dieſer Bedingung hat folgender Civil⸗ 
proceß geführt: Ein Wundarzt hatte ſich mit 2000 Thlr. auf 10 Jahre 
bei einer ausländiſchen Lebensbverſicherung verſichert. In der Declaration 
hatte er die Frage, ob er jetzt oder früher irgend welche Krankheit oder irgend 


welches Leiden gehabt, mit den Worten: vich bin nie bettlägerig krank ge⸗ 
weſen , beantwortet und das ärztliche Atteſt hatte ihn als ganz geſund, 
ausgenommen eine augenblickliche Heiſerkeit, verbunden mit katarrhaliſchem 
Huſten und Auswurf geſchildert. Vier Monate nach der Aufnahme ver⸗ 
ſtarb der Verſicherte, wie die ärztlichen Atteſte ergaben, an einer Lungen⸗ 
entzündung. Der Verſicherte, bis zu ſeinem Lebensende ſehr thätig in ſeinem 
Berufe, hatte ſich dieſe Krankheit durch eine wenige Tage vor ſeinem Tode 
in der kalten Januarluft unternommene Berufsreiſe zugezogen. Die Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft, welche unter dieſen Umſtänden freilich kein ſehr glän⸗ 
zendes Geſchäft gemacht hatte, ermittelt eine Menge Perſonen, welche be⸗ 
haupten wollten, der Verſtorbene habe lange Zeit vor ſeiner Aufnahme an 
Hals- und Lungenſchwindſucht gelitten. Auf Grund dieſer Ermittelungen 
verweigerte ſie die Zahlung der Verſicherungsſumme, weil der Verſtorbene 
durch Verſchweigung ſeiner Krankheit die Statuten verletzt habe, denuncirte 
wenngleich erfolglos, gegen den Arzt des Verſtorbenen wegen Ausſtell ung 
eines falſchen Atteſtes und ließ ſich ſchließlich von dem Inhaber der Police 
verklagen. Der erſte Richter erhob vollſtändigen Beweis, legte die Mefultate 
deſſelben dem Phyſikus zur Begutachtung vor und erhielt von demſelben die 
durchweg ſchlagend begründete Antwort, daß der Tod des Verſicherten aus 
einer Lungenentzündung hervorgegangen, und daß nichts dafür vorliege, daß 
er an Schwindſucht gelitten, daß vielmehr die bei ihm erwieſenermaßen vor⸗ 
handene ganz ungefährliche Heiſerkeit in einer Lähmung der Stimmnerven 
ihren Grund gehabt habe. In Folge dieſes Gutachtens wurde die Ver⸗ 
klagte vom erſten Richter zur Zahlung verurtheilt. — In der Appellations⸗ 
Inſtanz wurde jedoch der Kläger aus folgenden Gründen zurückgewieſen. 
Woran der Verſicherte geſtorben, fei gleichgültig, da es nur darauf an⸗ 
komme, ob er bei ſeiner Aufnahme ein Leiden — es komme nicht in Frage, 
ob daſſelbe gefährlich oder unſchädlich geweſen — verſchwiegen. Fortgeſetzte 
Heiſerkeit ſei offenbar ein Leiden, der Verſicherte hätte daſſelbe alſo bei feiner 
Aufnahme nicht verſchweigen dürfen und habe, da er dies gethan, die Ver⸗ 
ſicherung null und nichtig gemacht. — Somit behält die Geſellſchaft die 
Prämien und braucht die Verſicherungsſumme nicht zu zahlen, wenn nicht 
die dritte Inſtanz etwa anders entſcheidekt. Möge dieſer Fall einen Jeden 
zur Aufmerkſamkeit auf das geringſte Leiden bei Ausſtellung einer Declara⸗ 
tion zur Aufnahme in eine Lebensverſicherung mahnen.“ (Die uns ſo eben 
zugehende aktenmäßige Darſtellung des Falles im nächſten Blatte. D. Red.) 


Anzeigen. 
Bekauntmachung. 
Das Poſt⸗Dampfſchiff Hermann wird 
am Freitage, dem 8. September c., 
von Bremerhaven nach Newyork abgehen und findet die An⸗ 
nahme der, mit demſelben zu verſendenden Briefe und Zeitungen 
nach den Vereinigten Staaten von Amerika 
und nach Californien 
bis Dennert dem 7. September e., 
Abends 7 Uhr, 
auf dem unterzeichneten Stadt⸗Poſt⸗Amte ſtatt. 
Bremen, den 1. September 1854. 


Schäftswelt!! 
Auflage 5000 Exemplare!!! 
Unſerm Ende September d. J. erſcheinenden 2 
Börſen-Almanach pro 1859. 
Ein Geſchäfts⸗Taſchenbuch für die Handelswelt. 


12 Bogen 8. Eleg. in engl. Leder gebunden, mit Bleiſtift und Pi 
Gummiſchnur. Preis 1 Thlr. 


wird ein kaufmänniſcher Anzeiger beigedruckt, zu welchem wir 0 


noch Inſerate bis zum 15. Sept. annehmen. Die 8° Seite berech⸗ 
nen wir mit 6 Thlr., die halbe Seite mit 3 Thlr. und kleinere & 
Annoncen nach dieſem Verhältniß. 

Die Herren General⸗Agenten von Feuer: Ne: 52) 
bensverſicherungs und Hagelſchäden⸗, fo wie Nen⸗ %3 
tenverſicherungen machen wir hierauf beſonders 

Jaufmerkfam. j 
0 Der Nutzen nud die Wirkſamkeit derartiger Inserate 
in einem ſolchen Werke liegt auf der Hand. — Die betref⸗ 
feuden Eiuſendungen erbitten uns mit direeter Post ! 

=’ franco! — 
Die Verlagshaudlung 
A. Hofmann 4 Comp. in Berlin, 
Hausvoigteiplatz Nr. 3. 
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